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195. 
Würtemberg. Schäfereiweſen. Verhand⸗ 
lungen darüber in der jüngſten Stände⸗ 
Verſammlung im März 1828. 


Das Correſpondenzblatt des Würtem⸗ 
bergiſchen Landwirthſchaftlichen Vereins 
hat uns zuerſt mit den Gebrechen des dortigen Schäfe— 
reiweſens, und beſonders auch damit bekannt gemacht, 
welche Hinderniſſe die beſtehenden Weiderechte dem Fort⸗ 
ſchreiten der Landwirthſchaft in den Weg legen. 


Im Märzheft 1823, S. 180 erfahren wir zuerſt, 


daß ſich die Regierung mit einer Reviſion der über 
Schafzucht beſtehenden Geſetze beſchäftige. Dieß be— 
wog einen Ungenannten, von S. 181—189 Vorſchläge 
zur Verbeſſerung des Schäfereiweſens mitzutheilen. 
Im Jänerheft 1824 ſetzt uns der itzige Wü r⸗ 
tembergiſche Sinanzminifter, Freiherr von Varn⸗ 
bühler, das Eigenthümliche der Würtembergi— 
ſchen Schäferei-Gerechtſame, und zwar 1. des Ue⸗ 
bertriebs, 2. der gemiſchten Schäfereien, 3. des Land: 
gefährts auseinander. Der Verfaſſer erklärt ſich für 
Abſchaffung der Uebertriebs-Schäfereien, nimmt aber 
die Berechtigungen der gemiſchten in Schutz und be⸗ 


hauptet, dieſe können durch ein Geſetz nicht abgelöſ't 


werden. 
| Hiergegen tritt ein Ungenannter i im April (S. 255 
bis 273) auf und zeigt das große Bedürfniß eines Ge⸗ 


ſetzes, welches die Ablösbarkeit aller Weide⸗Seroituten 


möglichſt erleichtere. 
Als Gegner des Verf. tritt Herr von Varn⸗ 
bühler im März 1825 (S. 161—174) auf. Endlich 
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Politiſche Oekonomie. Landwirthſchaftliche Statistik. 


folgt eine ausführliche Replik des Ungenannten im No⸗ 
vember 1826 (S.269— 311), nachdem zuvor im Sep⸗ 


tember 1826 (S. 140 — 143) die Weide⸗ Verhältniſſe 


mit als eins der Haupthinderniſſe des Aufblühens der 
Landwirthſchaft nicht nur in Würtember g, ſondern 
in mehreren Staaten T Toutſchlands aufgeführt wor— 
den waren. Von da an ruhten die ſchriftſtelleriſchen 
Verhandlungen bis März des laufenden Jahrs, wo der 
Gegenſtand in der Stände⸗Verſammlung zur Spra⸗ 
che kam. 5 

Der Entwurf zu einem Geſetz über das Schäfe⸗ 
reiweſen war von der Regierung den Ständen ſchon 
auf dem Landtage 1824 mitgetheilt worden. Sie be⸗ 
zweckte durch dasſelbe, das Schäfereiweſen in den ver— 
ſchiedenen Landestheilen auf eine gleichförmige, der na= 
türlichen Freiheit aller landwirthſchaftlichen Ge⸗ 
werbe möglichft entſprechende Weiſe zu ordnen, und die 
rechtlichen Verhältniſſe der Schafweide zum Feldbau 
auf eine dem gegenwärtigen Kulturſtand angemeſſene 
Weiſe feſtzuſetzen. Das Geſetz geht in dieſer Bezie⸗ 
hung von folgenden drei Grundſätzen aus: 

1. Der Feldbau darf auf keinerlei Weiſe durch den 
Weidegang beſchränkt werden. f 

2. Wo der Feldbau dazu Raum übrig läßt, muß 
von dem dazu Berechtigten der Weidegang ungehindert 
ausgeübt werden dürfen. 

3. Jedem Grundeigenthümer, der fähig iſt, auf ſei⸗ 
nem Eigenthume den Weidegang ſelbſt auszuüben, muß 
die Möglichkeit gegeben werden, ſich das Weiderecht 
auf zich Wege zu erwerben. 

Den 3. März 1828 ſollte nun zur Berathung 
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über das Geſetz ſelbſt geſchritten werden. Ehe dieſe bes 


gann, hielt Freiherr von Ow folgenden Vortrag: 

Kulturfreiheit unter dem Schutze des Kö gs 
und der Geſetze, — iſt auch mein Motto; — e, iſt 
der Wahlſpruch, den gewiß jeder Freund der Kultur, — 
jeder Freund einer geſetzgemäßen Freiheit in ſeinem Her⸗ 
zen trägt! 

Von dieſem Wahlſpruche ausgegangen, muß auch 
ich den, ſchon von dem Ständiſchen Ausſchuſſe feſtge⸗ 
ſtellten, von Ihrer Commiſſion in ihrem Berichte wie⸗ 


der aufgenommenen (ſo eben bemerkten drei) Grund⸗ 


ſätzen huldigen, um ſo mehr huldigen, als wir die Aus⸗ 
übung derſelben in unſerm Vaterlande bereits verwirk⸗ 
licht ſehen. Denn 

ad 1) Jedermann bebaut ſein Feld wie er will, 


ohne durch den Weidegang weiter beſchränkt zu wer⸗ 


den, als das uns zur Berathung vorgelegte Geſetz zur 
Ausübung des Weidegangs ſelbſt für nöthig erachtet; 
ad 2) zweifelt Niemand daran, daß da, wo der Feld⸗ 
bau Raum übrig läßt, der Weidegang von dem dazu 
Berechtigten ungehindert ausgeübt werden dürfe; 
ad 3) iſt die rechtliche Möglichkeit Jedem gegeben, 


das Weiderecht auf rechtlichem Wege, das heißt, auf 


dem Wege des Vertrages, ſey es des Kaufes oder der 
durch gütliche Uebereinkunft herbeigeführten 
Ablöſung, ſich zu erwerben. 

Hiezu bedarf es aber wahrhaft nicht eines beſon⸗ 
dern Geſetzes, dazu bedarf es bloß deſſen, daß das be— 
reits rechtlich Beſtehende unter dem Schutze des Ki: 
nigs und der Geſetze gehandhabt werde. 

Der veraltete Zuſtand des Schäfereiweſens über⸗ 
haupt, das überall beengende Zunftweſen desſelben, nur 
in einem Theile des Königreichs eingeführt, in dem bei 
weitem größten Theile des Landes aber unbekannt, fer⸗ 
ner das ſogenannte Landgefährt, der Finanzkammer un⸗ 
bedeutenden Ertrag gewährend, während es Klagen und 
Unordnungen aller Art herbeiführte, waren es, welche 


die Regierung veranlaßten, zu einer Zeit auf ein Schä⸗ 


fereigeſetz anzutragen, wo das Zunftweſen noch in ſei⸗ 
nem ganzen Esse beſtand. 

Andere Veranlaſſungen hierzu ſcheint ſie nicht ge⸗ 
habt zu haben, da ſie weder von der Kammer, noch 
ſonſt von irgend Jemand, meines Wiſſens, hiezu auf⸗ 
gefordert worden iſt. 


Beſtimmungen, in die Prioatrechte eingreifend, 


welche ſo lange des verfaſſungsmäßigen Schutzes genie⸗ 


ßen müſſen, als nicht die höchſte und unabwendbarſte 
Noth, um das Vaterland vom gewiſſen Untergange zu 
retten, ein anderes gebeut, Beſtimmungen ſolcher Art 
in ein Schäfereigeſetz aufnehmen zu wollen, liegt zwar 
nicht außer unſerer Macht und Gewalt, aber 
außer unſerem rechtlichen Bereichez und je⸗ 
der Verſuch, auf privatrechtlichen Verhältniſſen beru⸗ 
hende Inſtitutionen unſicher und ſchwankend 
machen, ſie ſogar aufheben, auf's Wenigſte ein⸗ 
ſeitige Zwangsrechte eintreten laſſen zu wollen, 
wäre eine politiſche Sünde, die früher oder ſpäter ſich 
ſelbſt beſtrafen würde. 

Was nun das Zunftweſen der Schäferei betrifft, - 
ſo iſt dasſelbe durch die neueſten Beſtimmungen über 
das Zunftweſen aufgehoben, bedarf alſo keiner eigenen 
geſetzlichen Beſtimmungen mehr. 

Das Landgefährt und deſſen Ertrag iſt finanziel⸗ 
ler Art, und dürfte aus dieſem Grunde ſchon dem künf⸗ 
tigen Landtage, welcher das Budget zu berathen hat, 
vorzubehalten, übrigens an der Geneigtheit der Kam— 
mer, auf dasſelbe im Namen des Staates zu verzich- 
ten, durchaus nicht zu zweifeln ſeyn. 

Die Errichtung neuer Schäfereien, wo keine Pri- 
vatrechte gefährdet oder gekränkt werden, bedarf keiner 
Bewilligung der Staatsbehörde, alſo auch keines be⸗ 


ſondern Artikels im Geſetze. 


Ueber die Triebwege, die Schafzahl, welche auf 
den verſchiedenen Markungen geweidet werden dürfe, 
über die verſchiedenen Jahreszeiten, in welchen die Weiz. 
den für geſchloſſen oder offen erklärt werden, darüber 
haben wir in jedem Orte ſchon unſere geſetzlichen, ge— 
ſchriebenen oder ungeſchriebenen Beſtimmungen. 

Auch ſind in dieſer Hinſicht die Lokalitäten, das 
Klima u. ſ. w. zu verschieden, als daß ſich durch ein 
Geſetz im Allgemeinen und nach einerlei Zuſchnitt et⸗ 
was beſtimmen ließe. 

Was endlich die Schafhaltung, Schäfer ⸗ Dienſt⸗ 
buch, Schaf- und Pförchmeiſter und dergleichen betrifft: 
ſo ſind dieſes Gegenſtände polizeilicher Anordnungen, 
welche die Geſetzgebung im engern Sinne, d. h. die 
ſtändiſche Geſetzgebung wenigſtens, nicht berühren. 

Ich ſehe daher, ſeit die Zunftverhältniſſe durch 


ein eigenes Geſetz gereinigt find, durchaus keine, 
weder durch das Recht, noch durch die Billigkeit, noch 
durch ſtaatswirthſchaftliche Gründe herbeigeführte Noth⸗ 
wendigkeit ein, ein eigenes eee zu berathen, 
und trage daher darauf an: 


Die hohe Kammer möge der Regierung für Ihre ge⸗ 
neigte Fürſorge: durch ein Schäfereigeſetz dem bis⸗ 
herigen, und zwar nur zum Theil beſtandenen Zunfte 
weſen ein Ende zu machen, danken, dabei aber zu- 
gleich erklären, daß durch die neueſten Beſtimmun⸗ 
gen über das Zunftweſen dieſem Uebelſtande abge⸗ 
holfen ſey, die übrigen im vorgeſchlagenen Schäfe⸗ 
reigeſetze vorkommenden Beſtimmungen aber theils 
dem Gebiete der Verordnungen und polizeilichen 
Anordnungen angehören, theils zu ſehr in die pris 
vatrechtlichen Verhältniſſe der Staatsbürger eingrei⸗ 
fen, als daß die hohe Verſammlung es für zweck- 
mäßig oder auch nur räthlich erachten könnte, hier— 
über eine beſondere Geſetzgebung provociren oder 
aber in die vorgeſchlagene eingehen zu wollen. 


Ehe zu dem nächſtfolgenden Artikel übergegangen 
wird, erbittet ſich Frhr. v. Hornſtein das Wort. Er 
äußert ſich in ausführlichem Vortrage gegen die in der 
vorigen Sitzung angenommenen zwei erſten Artikel des 
Geſetzes, beſonders aber richtet er feine Ausführung ges 
gen die in dem zweiten Artikel enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen über das Verhältniß des Feldbaues zu der Schaf⸗ 
weide. Seine Anſicht geht im Weſentlichen dahin, daß 
in den gedachten Beſtimmungen eine indirecte Aufhe⸗ 
bung des Schafweiderechts enthalten; daß dabei auf 
irgend einen Beſitzſtand keine Rückſicht genommen ſey, 
und daß beſonders dieſe Beſtimmungen mit der aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift der Verfaſſung im Widerſpruch 
ſtehen, nach welcher die Freiheit des Eigenthums beach⸗ 
tet werden müſſe, das Erkenntniß über die Nothwen⸗ 
digkeit einer Modification aber nur dem Kön. Geheimen 
Rath, nicht den Ständen zuſtehe u. ſ. w. Er ſtellt 
den Antrag, den Art. 2 ganz wegzulaſſen. Mehrere 
Stimmen erheben ſich gegen dieſe Anſicht des Frhrn. v. 
Hornſtein, indem ſie behaupten, daß mit Weglaſ⸗ 
ſung der in Art. 2 enthaltenen Beſtimmungen das Ge— 
ſetz ſeine ganze Baſis verlieren würde; daß überdieß 
kein Unrecht begangen werde, weil durch die nachfol⸗ 
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genden Beſtimmungen für die etwa auf privatrechtli⸗ 
chen Titeln beruhenden befondern Rechte die Entſchä— 
digung ausdrücklich vorbehalten ſey, und daß endlich 
die angeführte Beſtimmung des §. 30 der Verfaſſung 
von dem Antragſteller eie unzchüig angewendet ſey 
u. ſ. w. 

Nachdem der Antrag des Fehr. v. Hornſtein 
von den Abg. Frhru, v. Speth und v. O w, von 
letzterem unter Berufung auf ſeinen allgemeinen An— 


trag auf Ablehnung des ganzen Geſetzes, unterſtützt 


worden, ſo wird die Frage zur Abſtimmung gebracht: 
ob der Beſchluß wegen Annahme des Art. 2 wieder auf⸗ 
gehoben werden ſoll? Durch Stimmen-Mehrzahl von 


72 gegen 5 wird jedoch dieſe Frage verneinend ent⸗ 
ſchieden. 


In der fortgeſetzten Herething werden nun nach 
vielen Debatten hauptſächlich folgende weitere Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes angenommen: 3 

1. Sobald die Getreidefelder abgeleert find „ fo find 
die Schäfer — vorbehältlich des Vortriebrechts der Ge 
meinde für das Rindvieh — berechtigt, die Stoppeln 
zu befahren, nach vorgängiger Anzeige bei dem Orts⸗ 
vorſteher. (Es wurde bei dieſer Anzeige vorausgeſetzt, 
daß fie nur um deßwillen nöthig ſey, damit der Orts- 
vorſteher, beſonders zum Schutze einzelner Aecker, die 
etwa noch nicht geleert ſeyn dürften, die Feldpolizei 
üben könne.) 

2. In der Abſicht, hinſichtlich der Dauer der ſoge— 
nannten Sommer- und Winterweide, es in der Haupt⸗ 
ſache bei dem Herkommen eines jeden Orts oder an—⸗ 
dern beſonders begründeten Verhältniſſen zu belaſſen, 
wird feſtgeſetzt, daß die Beſtimmung der Zeit, während 
welcher die der Schafweide unterliegenden Grundſtücke 
befahren werden dürfen, wenn nicht durch Herkommen 
oder durch privatrechtliche Titel hierüber eine Vorſchrift 
gegeben iſt, von dem nach den jeweiligen Verhältniſſen 
ſich richtenden Erkenntniſſe der Orts- Polizeibehörde, 
unter Vorbehalt des Rekurſes an die höhern ae 
tungsſtellen, abhängen ſolle. 

3. Auch während der Dauer der Winterweide oder 
der offenen Zeit ſoll die Beweidung der mit Klee und 
andern künſtlichen Futterkräutern, ſo wie mit Han⸗ 
delsgewächſen angebauten Plätze, welche das ganze 
Jahr hindurch zum angebauten Feld gehören, gegen 
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den Willen des Grundeigenthümers nicht angefprochen 
werden. ö 

4. Auf gemiſcht gebauten Feldern darf dem Weide⸗ 
berechtigten der Schafheerde der Trieb auf die ungebau— 
ten Theile desſelben für ſich beſtehenden Weidebezirks 
nicht verſperrt, ſondern es muß demſelben nach dem Er⸗ 
kenntniß der Orts-Polizeibehörde ein Triebweg, wo 
möglich auf den Gewänden, offen gelaffen werden, der 
nach Richtung und Umfang mit der geringſten Stö⸗ 
rung für den Feldbau verbunden iſt. 

5. Wenn mit einem Weiderechte beſondere, auf pri⸗ 
vatrechtlichen Titeln gegründete Beſchränkungen der 
Kultur verbunden ſind, ſo kann der Weiderechts-Pflich⸗ 
tige die Aufhebung derſelben gegen volle Entſchädigung 
verlangen. 

6. Alle Schafweide- Berechtigungen auf fremder Mar- 
kung (die ſogenannten Uebertriebsrechte) find in der Art 
ablösbar, daß es dem Eigenthümer der dienenden Marz 
kung, und wenn es eine Gemeinde- Markung iſt, der 
Gemeinde jederzeit freiſteht, das ganze ablösbare Wei— 
derecht gegen volle Entſchädigung des Weide-Berech⸗ 
tigten von jener Dienſtbarkeit loszumachen. Fremd iſt 
für denjenigen die Markung nicht, welcher auf derſel⸗ 


ben ein Gut beſitzt, dem das Schafweiderecht zuſteht. 


Bei Uebertriebsrechten auf Gemeinde-Markungen wird 
das Recht der Ablöſung durch den Gemeinderath und 
Bürgerausſchuß im Namen der Gemeinde ausgeübt. 
7. In Beziehung auf das Verfahren bei der Ablö⸗ 
ſung ſoll, wenn die Betheiligten ſich über die Bedin⸗ 
gungen der Ablöſung nicht von ſelbſt vereinigen, die or⸗ 
dentliche Behörde zuerſt einen Vergleich und nach deſ— 
fen Mißlingen die Einleitung eines Compromiſſes verz 
ſuchen. Wenn auch dieſer Verſuch nicht gelingt, fo 
hat der ordentliche Richter auf Anrufen der Betheilig⸗ 
ten zu entſcheiden. 
Demnach ward von den Ständen die Prüfung des 
Geſetzes beſchloſſen und hierauf der 1. Artikel desſelben 


mit 51 gegen 27 Stimmen angenommen: „Zu Errich⸗ 


tung neuer Schäfereien wird keine beſondere Bewilli⸗ 
gung der Staatsbehörden erfordert; es iſt jedoch die 
Anzeige davon dem betreffenden Bezirksamte zu mar 


chen, damit die geſetzliche Aufſicht über deere ein⸗ 
treten könne. 


Zu Art. 2, welcher das Verhältniß des Feldbaues 


zur Schafweide ordnet, wurden in Uebereinſtimmung 
mit dem, durch den Abgeordneten Werner erſtatte— 
ten Commiſſionsberichte folgende Beſtimmungen ange⸗ 
nommen: Durch die Schafweide kann die Benützung 
des Grundeigenthums mittelſt des Feldbaues nie be 
ſchränkt — es kann daher nicht nur die Beweidung ei⸗ 
nes angebauten Feldes vor Eintzeimſung der Früchte 
nicht angeſprochen, ſondern auch der Eigenthümer ei⸗ 
nes Feldes durch den Weide- Berechtigten nicht gehin⸗ 
dert werden, den höchſt möglichen Ertrag aus ſeinem 
Boden zu ziehen, und zu dieſem Ende ihn urbar zu 
machen und jede beliebige Veränderung mit ihm vorzu⸗ 
nehmen. Werden Feldgüter befriedigt, ohne daß eine, 
jeden Weidegang ausſchließende Kulturveränderung da— 
mit vorgeht oder eine damit vorgegangene fortbeſteht: 
ſo hat der Schafweide-Berechtigte die Oeffnung des be— 
friedigten Platzes zum Behuf der Ausübung ſeines 
Rechts, oder Entſchädigung anzuſprechen. Dem Grunde 
beſitzer ſteht frei, ob er öffnen oder entſchädigen will. 
Die Errichtung einer neuen Weide-Dienſtbarkeit iſt 
verboten, fie möchte nun im Wege der Conſtituirung 
oder mittelſt 0 . 80 bei der Veräußerung eines Guts 
geſchehen wollen.“ 

Bei den weitern Gerathungen des Geſetzes kommt 
man über folgende Beſtimmungen überein: 

1. Wenn ein Uebertriebsrecht ſich über mehrere Mar⸗ 
kungen erſtreckt, ſo iſt der Uebertriebs⸗Berechtigte nur 
dann ſchuldig, der Ablöſung Statt zu geben, wenn der 
Uebertrieb auf allen Markungen zugleich abgelöf’t wird. 
Diejenigen, welche ablöſen wollen, ſind in dieſem Falle 
befugt, in das Recht derjenigen, welche ſich nicht zur 
Ablöſung entſchließen, einzutreten, vorbehältlich jedoch 
des Rechts der letztern, die Dienſtbarkeit ihrer Mar⸗ 
kung ſpäter gleichfalls abzulöſen. 

2. Als ablösbares Weiderecht ſoll ferner angeſehen 
werden: a) das dem Staate, oder einer Corporation, 
oder einem Privaten auf einem geſchloſſenen Gute zu⸗ 
ſtehende Weiderecht; b) das dem Beſitzer eines ge⸗ 
ſchloſſenen, zu einer Gemeinde- Markung gehörigen 
Guts auf der Markung dieſer Gemeinde zuſtehende Wei⸗ 
derecht in dem Falle, wenn die Gemeinde bisher das 
Weiderecht auf dieſem geſchloſſenen Gute auszuüben hatte. 

3. Für die Ausübung der Ablöſung eines Uebertriebs⸗ 
oder Weiderechts wird eine Aufkündigungsfriſt von drei 
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Jahren feſtgeſetzt, die der Uebertriebs⸗Pflichtige auszu⸗ 
halten ſchuldig, und welche von dem Zeitpunkte an 
laufen ſoll, wo er dem Berechtigten feinen Entſchluß 
zur Ablöſung angekündigt hat. f 

4. Das dem Staate in den alten Landestheilen zu⸗ 


ſtehende ſogenannte Landgefährt wird für immer und 
) ſog | 


unentgeldlich aufgehoben. Wo jedoch dasſelbe einem 
Schäfereibeſitzer auf mehrere Jahre verpachtet iſt, da 
tritt die Aufhebung erſt mit dem Ende der ne 
tigen Pachtzeit in Wirkſamkeit. 

5. Wo das Landgefährt früher von der Finanzver⸗ 
waltung einzelnen, nunmehr im Eigenthum von Pri- 
vatperſonen befindlichen Hofgütern überlaſſen wurde, 
kann dasſelbe vom 1. Julius 1830 an, vorbehältlich 
der Entſchädigung der Beſitzer dieſer Hofgüter aus der 
Staatskaſſe, nicht mehr ausgeübt werden. Das Glei— 
che gilt von der königl. Hof-Domainenkammer, fo 


weit ſie ſich bisher in dem Beſitze des Landgefährts be⸗ 


funden hat. 

6. Für den Zweck der Auf: und Abfahrt zu und von 
den Winterungen ſollen die Eigenthümer von Schaf⸗ 
heerden nicht gehindert werden, die Mark ungen der Ge⸗ 
meinden, über welche fie der Weg führt, nach Maß⸗ 
gabe des Herkommens zu befahren. Sie haben jedoch, 
neben Beobachtung anderer Vorſchriften „ befonders 
täglich 3—4 Stunden auf möglich geradem Wege zus 
rückzulegen, auch hat der durchfahrende Schäfer keine 
Entſchädigung für den Pförch anzuſprechen. 


7. Das ſogenannte Schafzählen oder die bisherigen 


Vorſchriften, nach welchen die Schafzahl, mit der eine 
Weide beſchlagen werden darf, beſtimmt. werden muß, 
ſollen aufgehoben ſeyn. 

8. Das Recht, Schafe zu halten und Schafweiden 
zu pachten, ſoll Jedem, den nicht Dienſtverhältniſſe da⸗ 
von ausſchließen, wozu insbeſondere der Ortsvorſteher 
in Beziehung auf ſeinen Amtsbezirk gehört, zuſtehen, 
ohne daß er nöthig hätte, beſondere Conceſſion dazu 
einzuholen. Der in der ältern Geſetzgebung begrün⸗ 


dete Ausſchluß der Ausländer fol, gegenüber von denje⸗ 


nigen Staaten, welche das Gleiche gegen Würtem⸗ 
berg beobachten, aufgehoben ſeyn. g 2 

Noch wurden einige polizeiliche Vorſchriften an⸗ 
genommen, durch welche das Hüten der Schafe, nach 
aufgehobener Zunftverfaſſung, frei gegeben, übrigens 


Antrag zurück, 
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ein Schäfer⸗Dienſtbuch, nach Art der Wanderbücher 
der Handwerksgeſellen, eingeführt, die forſtämtliche Be— 
eidigung der Schäfer abgeſtellt und das bisherige In⸗ 
ſtitut der Schaf- und Pförchmeiſter, fo wie das der 
Landzahlmeiſter in den alten Landestheilen aufgehoben 
werden ſoll. 8 

Damit wurde die Berathung geſchloſſen und die 
Commiſſion beauftragt, die Beſchlüſſe zuſammen zu faſ⸗ 
ſen und vorzulegen. 

Ehe damit begonnen wurde, erhoben ſich die Frei⸗ 
herren v. O w, v. Berlichingen, v. Hornſtein, 


v. Sturmfeder nochmals gegen das Geſetz ſelbſt, 


insbeſondere gegen das durch dieſes Geſetz begründete 
Zwangsrecht hinſichtlich der Ablösbarkeit von Weide⸗ 
rechten auf fremden Gütern und Markungen (Ueber⸗ 
triebsrechten) c. Indem ſie wiederholt auszuführen fich 
bemühten, daß durch dieſe Zwangsrechte in das Pri⸗ 
vateigenthum eingegriffen, auch die Verfaſſung verletzt 
werde, kam zuerſt Frhr. v. Ow auf ſeinen frühern 
daß die Regierung um Zurücknahme 
des Geſetzes gebeten werden ſolle, um es dereinſt den 
Ständen in Verbindung mit einem allgemeinen Kul⸗ 
turgeſetze wieder vorzulegen. | 
Er bemerkte, daß er auf Abſtimmung über den⸗ 

ſelben beharren müſſe, im Fall es nicht anders der 
Kammer gefallen ſollte, alles dasjenige aus dem Geſetz 
wegzulaſſen, was das einſeitige Zwangsrecht zu Ablö⸗ 
ſung von Uebertriebs- und andern Weiderechten betreffe, 
und dagegen den ganz einfachen Grundſatz aufzuſtellen, 
daß die fraglichen Rechte abgelöſ't werden können, 
bis zur Ablöſung aber, die auf beiderfeitigem Einver⸗ 
ſtändniſſe beruhe, jene Rechte den Weide» Berechtigten 
nach den jeden Orts üblichen Geſetzen, Gewohnheiten, 
oder nach den beſtehenden Verträgen verbleiben. 

Freiherr v. Berlichingen entwickelte beſon⸗ 
ders den Antrag, daß, im Fall die Kammer nicht auf 
Ablehnung des Geſetzes, der er vollkommen beiſtimme, 
eingehen wollte, die Regierung gebeten werden ſolle, 
den Geſetzesentwurf vor der Hand zurückzunehmen, 
und ihn erſt bei dem nächſten Landtage, wo voraus⸗ 
ſichtlich ſich beide Kammern wieder vereinigen ehr 
vorzulegen. 

Freiherr v. Sturmfeder insbeſondere bemühte 


ſich auszuführen, daß die Frage, ob durch die Beſtim⸗ 
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mungen des vorliegenden Geſetzes die Verfaſſung ver⸗ 
letzt werde, noch beſonders gewürdigt werden müſſe, 
und ſtellte den Antrag, daß zur gutächtlichen Aeuße⸗ 
rung hierüber eine eigene Commiſſion niedergeſetzt wer⸗ 
de. Er gab jedoch aus Mangel an Unterſtützung die⸗ 
ſem Antrag keine weitere Folge. In einer langen und 
zuweilen ſehr lebhaft gewordenen Debatte wurden obige 
Anſichten und Anträge theils von dem Miniſter des In⸗ 
nern, theils von den Abgeordneten Schlayer, Wer⸗ 
ner, Gmelin dem ältern u. a. bekämpft, indem ſie 
wiederholt ausführten, daß das Geſetz nur das allge⸗ 
meine Wohl bezwecke, indem es eine drückende Feſſel 
der Landwirthſchaft löſe, daß daher die Geſetzgebung 
ihr Gebiet durchaus nicht überſchreite, wenn ſie unter 
Beſtimmungen, wie es hier geſchehe, und gegen volle 
Entſchädigung Eigenthumsrechte für ablösbar erkläre; 
daß ohnehin nach allgemeinem Anerkenntniſſe das Pri⸗ 
vateigenthum höheren Staatsrückſichten weichen müſſe; 
daß das Geſetz zwar allerdings über Privatrechte ver— 
füge, aber nicht ſie verletze, indem es dem Eigenthümer 
volle Entſchädigung ſichere, und ein ſo geregeltes, zeit⸗ 
gemäßes Fortſchreiten in der Aufgabe jeder vernünfti⸗ 
gen und aufgeklärten Geſetzgebung liege; daß ferner 
von einer Verletzung der Verfaſſung überall nicht die 
Rede ſeyn könne, und beſonders der oft erwähnte §. 30 
derſelben völlig unrichtig angewendet werde, und daß 
endlich die nochmalige Verweiſung an eine Commiſſion 
in der That überflüſſig ſeyn würde, indem der Entwurf 
nunmehr die Prüfung von drei Commiſſionen beſtanden 
habe, und beſonders die Würdigung der Frage, ob der 
Verfaſſung kein Eintrag geſchehe, als eine ſich von ſelbſt 
verſtehende Aufgabe jeder ſtändiſchen Vorberathungs— 
Commiſſion anzuſehen ſey ꝛc. 

Der Vice⸗Präſident Freiherr v. Cotta, welcher 
wegen Unpäßlichkeit des Präſidenten den Stuhl inne 
hatte, brachte nun die Frage zur Abſtimmung, ob das 
Geſetz, ſo wie es aus der Berathung der Kammer 
hervorgegangen ſey, nunmehr angenommen werde? 


Dieſe Frage wurde durch 62 gegen 8 Stimmen 


bejahend entſchieden. 
Von mehreren Mitgliedern wurden die Gründe 
ihrer Abſtimmung in das Protokoll niedergelegt. 
Freiherr v. Gemmingen: Ich hätte gewünſcht, 
daß das Schäfereigeſetz in Verbindung mit dem allge⸗ 


meinen Kulturgeſetz zur Berathung gekommen wäre, 
es hätten ſich alsdann die Verhältniſſe inzwifchen mehr 


entwickeln und ergründen laſſen, und, da ich glaube, 


daß wir noch nicht ſo weit vorgeſchritten ſind, um ein 
ſolches Geſetz mit reiner Ueberzeugung zu machen, be⸗ 
ſonders, da auch Privatrechte dadurch verletzt werden, 
ſo muß ich Nein ſagen. 175 

Freiherr v. Sturmfeder: Ich werde nie zu 
einem Geſetz Ja ſagen, das meines Erachtens zu einer 
lex agraria führen kann, und ich wünſche nur, daß 
die Regierung und die Stände dieſen Geſetzesentwurf 
in ſeiner Conſequenz nie bereuen dürfen, alſo Nein! 

Freiherr v. Ellrichshauſen-Aſſumſtadt: 
Ich halte es für ein Glück, wenn auf dem geſetzlichen 
Wege die Hinderniſſe beſeitigt werden, welche einer hü- 
hern Kultur und ſomit auch dem Wohlſtand des Vol— 
kes entgegenſtehen, deshalb Ja! 

Freiherr v. Berlichingen: Ich habe, ſo oft 
von wohl erworbenen Rechten anderer Staatsbürger die 
Rede war, immer dafür geſtimmt, daß ſie erhalten 
werden ſollen; ich ſehe aber nicht ein, warum nicht alle 
Staatsbürger gleich ſtehen, und warum der eine mehr 
Rechte haben ſoll, als der andere, darum Nein! 

Der Abg. Rummel: Ich ſehe das Schäferei⸗ 
geſetz als einen Theil des allgemeinen Kulturgeſetzes 
an. Wenn ich aber von einem ſolchen Geſetze ſpreche, 
ſo fällt mir fürwahr nicht ein, zu verlangen, daß der 
Grundeigenthümer in der freien Kultur beſchränkt wer⸗ 
den ſoll; ich habe vielmehr ein ſolches Geſetz im Auge, 
das die Hinderniſſe aus dem Wege räumt, die der freien 
Kultur im Wege ſtehen. Wenn ich daher für das 
vorliegende Geſetz ſtimme, ſo geſchieht dieß nur mit 
dem Wunſche, daß es der Regierung gefällig ſeyn 
möchte, den Ständen möglich bald ein allgemeines Kul⸗ 
turgeſetz zur Berathung zu übergeben, ich ſage alſo 
Ja, und bitte dieß in das Protokoll zu nehmen. 

Der Abg. Werner: Eingedenk meines Eides 
und mit gutem Gewiſſen Ja! N 5 

Der Abg. Pfleiderer: Die Rechte aller Staats⸗ 
angehörigen zu ſchützen, das Wohl Aller zu befördern, 
alſo allgemeines Wohl, iſt Staats-Hauptzweck. Ste⸗ 
hen dieſem Hauptzweck die Rechte Einzelner im Staate 
hemmend und ſtörend im Wege, ſo haben dieſelben dem 
Staatszweck, zumal gegen Entſchädigung, zu weichen. 


In Folge dieſes Grundſatzes, der weder mit der Ver⸗ 
faſſung, noch mit der Pflicht eines Abgeordneten im 
Widerſpruche ſteht, Ja! 

Freiherr v. Soden: Ich habe mich ſowohl aus 
dem, was früher in den Debatten gehört und heute 
größtentheils bloß wiederholt wurde, ſo wie nach mei⸗ 
ner eigenen ſorgfältigen Ueberlegung überzeugt, daß hier 
von keiner Verletzung, ich ſage Verletzung der Verfaſ— 
ſung, noch von einer Verletzung — ich ſage Verletzung 
von Privatrechten, die Rede iſt, wohl aber von einer 
geſetzlichen Verfügung, bei welcher dieſer Verſammlung 
die Mitwirkung allein zuſteht, weil die erſte Kammer, 
nachdem ſie bei Einberufung des Landtags nicht in der 
verfaſſungsmäßig erforderlichen Anzahl zuſammen ges 
kommen, in ihrer Abweſenheit als einwilligend in die 
Beſchlüſſe der andern Kammer betrachtet wird; ich 
ſtimme Ja! 

In der Adreſſe, mit welcher das Reſultat der 

Berathungen über das Schäfereigeſetz der Regierung 
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vorgelegt werden fol, wurde auf den Antrag des Ab⸗ 
geordneten von Seger u. a. (nach einem mit 53 ge⸗ 
gen 16 Stimmen gefaßten Beſchluſſe) eine Bitte fol⸗ 
genden Inhalts aufgenommen: „Schon in der Stände— 
Verſammlung vom Jahre 1824 ſey die Frage zur Spra⸗ 
che gekommen, ob die Beſchränkungen, welche durch 
die Hornvieh-Weide dem Feldbau an einzelnen Orten 
hemmend in den Weg treten, nicht durch ein ähnliches 
Geſetz zu entfernen wären? Die Kammer habe dieſe 


Frage aus den, in den damaligen Verhandlungen ent: 


wickelten Gründen wieder aufnehmen zu müſſen ge⸗ 
glaubt, und ſtelle daher die allerunterthänigſte Bitte, 
den ka lg hierüber einen Geſetzesentwurf vorlegen 
zu laſſen.“ 

Und ſo iſt denn durch die Intelligenz und Libera⸗ 


lität der Regierung und Mehrheit der Stände ein ſehr 


wohlthätiges Geſetz zu Stande gekommen, und für die 
Freiheit der Ackerkultur ein mächtiger Schritt weiter 
geſchehen. 


— . i iʃðVhũͤã — O œ2:¹2eꝛ 


196. Landwirthſchaftliche Preiſe. Correſpondenz. 


Hohenheim, den 17. Mai 1828. 

Bei der geſtern Statt gehabten Jahresverſamm— 

lung der Würtembergiſchen Schafzüchter⸗Geſell⸗ 
ſchaft wurde unter anderm auch beſtimmt, daß die Ge— 
ſellſchaft jährlich zwei Preiſe, in zwei feinen Widdern 
beſtehend, ausſetzt für diejenigen Schäfer (vom eigent⸗ 

lichen Handwerk, d. h. ſolche, die eigene Heerden be— 
ſitzen und ſelbſt führen), welche die feinſte und beſte 
Wolle, vom eigenen Vieh gefchoren, auf den Kir ch⸗ 

heimer Markt bringen. Die Preisaustheilung fine 
det dann bei Gelegenheit der Schäferfeſte zu Urach 
und Marktgröningen öffentlich Statt. Dieſe Schä⸗ 
ferfeſte beſtehen ſeit alter Zeit bei Gelegenheit der Haupt⸗ 
verſammlungen der bisher beftandenen Schäferzünfte. 
Die Hauptſache dabei iſt, daß nebſt feierlichen Aufzü⸗ 

gen mit Muſik u. ſ. w. die Schäferbuben und Mäd⸗ 

chen Wettläufe unter den Augen einer großen Menge 
Zuſchauer halten und dafür geſchmückte Hammel, Tü⸗ 

cher, Bänder u. dgl. mehr, als Preiſe erhalten. Zu⸗ 


gleich iſt jedesmal großer Schafmarkt. Die Schäfer 
zünfte find nun zwar zufolge des neuen Schäfereigeſez— 
zes aufgelöſ't, die Feſte aber werden durch Mitwirkung 
der ſtädtiſchen und ämtlichen Behörden fortbeſtehen und 
die oben berührte Preisaustheilung wird noch ihren 
Glanz vermehren. 

Am Nachmittage fand die Bockauction der hieſi⸗ 


gen Stammſchäferei Statt. Zu den beſten Thieren, 


rein ſächſiſcher Abkunft, fehlte es nicht an Kaufliebha⸗ 


bern, und die Preiſe wurden bis 110 fl. (der höchſte 


Kauf für einen Jährlingsbock) in die Höhe getrieben; 
für weniger feine, aber dichtwollige und große Böcke 
fehlte es, ſelbſt zu geringen Preiſen, an Käufern, was 
hauptſächlich den gedrückten Wollpreiſen zuzuſchreiben, 
die den unvermögendern Schäfer oder Schafhalter ent— 
muthigen. Indeß kaufen Letztere häufig erſt im Som⸗ 
mer kurz vor der Sprungzeit ihre Widder ein. 


Pabſt. 


197. 


ueber die Eigenſchaften des Soldaten 
pferdes und die Mittel, die Zucht des⸗ 
ſelben zu befördern. Von G. Ammon, 
Aufſeher des königl. preußiſchen Hauptgeſtüts 
zu Vesra. 8. Berlin 1828. 


Bei der jetzt herrſchenden Sucht, zu der Verbeſ— 
ſerung der Pferdezucht in Teutſchland, engliſche 
Vollblutspferde einzuführen, iſt dieſe Schrift des ver⸗ 
dienſtvollen Geſtüts⸗-Inſpectors Ammon ein wahres 
Wort zu ſeiner Zeit zu nennen und verdient alle Be⸗ 
achtung und Verbreitung, noch dazu, da ſie von einem 
Mann herrührt, der ſchon längſt als einer der erfahe 
renſten und wiſſenſchaftlichſten Pferdezüchter rühmlichſt 
bekannt iſt und alſo wohl das erſte Recht hat, ſeine 
Stimme abzugeben. 


Nachdem dieſer würdige Veteran der Pferdezucht 
in der Einleitung angeführt hat, daß zu einem guten 
Soldatenpferde andere Eigenſchaften gehören, als man 
ſie jetzt von einem Luxuspferde fordert, bei dem eine 
ſchöne Figur, eine gefällige Farbe und Abzeichnung, 
ein gutes Tragen des Schweifes und höchſtens noch ein 

ſchneller Lauf auf gerader Linie, allen Wünſchen eut⸗ 

ſpricht, geht er zu der Beantwortung der Frage über: 

welche Eigenſchaften für ein Soldatenpferd er forderlich 
find und durch welche Racen und Mittel die Zucht der⸗ 
ſelben befördert werden kann, und löſ't dieſe Aufgabe 
auf eine Weiſe, wie man ſie von einem ſo erfahrenen 
und kenntnißvollen Pferdekenner erwarten kann. Die 
vorzüglichſte Eigenſchaft ſucht er mit in einem kräftigen 
Hintertheile und einem gewandten, alle Strapazen aus⸗ 
haltenden Körper; die Schnelligkeit der Bewegung auf 
einer bloß geraden Linie iſt ihm eine Eigenſchaft, die 
jenen untergeordnet iſt, in welcher Behauptung ihm der 
Unterzeichnete als ein alter Militair von ganzer Seele 


beiſtimmt und ſich hierüber in mehreren ſeiner Schrif⸗ 


ten laut ausgeſprochen hat. 

Nach der Auseinanderſetzung von den weſentlich⸗ 
ſten Eigenſchaften eines Soldatenpferdes beweiſ't er, 
daß zu ihrer Erzielung eine Pflanzſchule von guten Be⸗ 
ſchälern für das Landgeſtüt in jedem auch noch ſo klei⸗ 
nen Staate errichtet werden müſſe, worin gute Hengſte 
zu der Gewinnung brauchbarer Soldatenpferde aufge⸗ 


Landwirehſchaftliche Literatur. Pferdezucht | 


zogen werden könnten „zu welchen er Pferde von rein 
arabiſcher Zucht vorſchlägt, da das engliſche 
Vollblutspferd zwar zum Wettrennen geſchickt und für 
dieſes Hazardſpiel aufgezogen, deshalb aber nichts we⸗ 
niger als geeignet ſey, das Stammpferd eines guten 
Soldatenpferdes abzugeben, indem es ſchon zu ſehr 
ausgeartet und nur nach dem einzigen Zwecke der 
Schnelligkeit im Laufe gepaart und erzogen ſey, übris 
gens weder Gewandtheit, Sicherheit, noch Ausdauer bes 
ſitze, Eigenſchaften, die doch bei einem guten Soldaten⸗ 
pferde unerläßlich wären, wobei er Gelegenheit nimmt, 
ſich über den jetzt herrſchend werdenden Gebrauch, den 
Wettlauf als Prüfſtein von der Bravour des Pferdes 
anzunehmen und Prämien dafür auszutheilen, tadelnd 
auszuſprechen, indem weder das Erſtere genügend hierzu 
ſey, noch das Letztere zu der Aufmunterung zu einer 
Verbeſſerung der Pferdezucht beitragen würde, wobei 
ihm gewiß jeder erfahrene Pferdezüchter beiſtimmen wird. 
Zuletzt macht er auf die nachtheiligen Folgen des Wett⸗ 
rennens nicht nur für das Pferd, ſondern auch für deſ⸗ 
fen Beſitzer und den Wetter aufmerkſam, und ſagt ſehr 
beherzigende Worte, die aus dem Munde eines ſo wiſ— 
ſenſchaftlichen und erfahrenen Pferdezüchters, als Ame 
mon iſt, wohl Gehör finden ſollten. 

Genug, die ganze Schrift iſt ein wahres Wort 
zu ſeiner Zeit geſprochen und mit ſo vieler Sachkennt⸗ 
niß, Gründlichkeit, Umſicht und würdevollem Ton vor⸗ 
getragen, daß ſich gewiß Viele zu ſeiner Meinung hin⸗ 
wenden werden, die noch vor der Leſung dieſer Schrift 
die alleinige Verbeſſerung der teutſchen Pferdezucht 
in der Einführung engliſcher Vollblutspferde ſuchten. 

Möchte daher doch dieſe Schrift recht bald bekannt 
und gehörig gewürdigt werden, um jener verderblichen 
Sucht in etwas Einhalt zu thun, nach welcher man 
auch auf dem teutſchen Boden nichts als Wettrenn⸗ 
pferde zu erziehen beabſichtigt. 

Hierzu etwas beizutragen, war der Zweck dieſer 
kurzen Anzeige eines Werkes, dem der Beifall eines Je⸗ 
den, der für die Pferdezucht ſich intereſſirt, nicht . 
gehen kann und wird. 

Der Vortrag iſt ſehr cortect, Druck ua Papier 
vortrefflich und der Preis (4 gr.) äußerſt billig. 

a S. v. Tennecker. 


Prag, verlegt in der J. 
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